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Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden 
 

1. Korrektur der Bekanntmachung vom 12.07.2012: 
Offenlage des Bebauungsplanes Nr. 236A für den Bereich des Weiterbildungszentrums „Altes 
Helmholtz“, Gerresheimer Str. 22 und 24 sowie Augustastraße 14 bis 24 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 04.07.2012 die öffentliche Auslegung des Bebau-
ungsplans Nr. 236A sowie die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
bei der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 4 Abs. 2 i. V. m. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) ) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22.Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) geändert wurde, beschlossen. 
 
Das Plangebiet liegt nördlich der Hildener Innenstadt. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 252, 254, 
255, 256, 257, 262, 263, 534, 546, 931 (in Teilen), 1117, 1118, 1119, 1120, 1121,1122, 1142, 1143, 
1182 und 1183 der Flur 50, Gemarkung Hilden. Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe zur 
Innenstadt. Die Größe des Plangebietes beträgt rd. 1,6 ha. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes ist beabsichtigt, die tiefen rückwärtigen Gartenflächen der 
Bebauung Augustastraße zu entwickeln und einer wohnbaulichen Nutzung zuzuführen. Neben der 
wohnbaulichen Nachverdichtung ist mit der Aufstellung des Bebauungsplanes auch die planungsrecht-
liche Sicherung der vorhandenen Wohnbebauung an der Augustastraße und der Gerresheimer Straße 
sowie der Gemeinbedarfseinrichtungen vorgesehen. 
 
Dem Offenlagebeschluss liegt die Begründung inklusive Umweltbericht mit Stand vom 03.04.2012 zu-
grunde. 
 
Der o.g. Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung und Umweltbericht  in der Zeit vom 
 
                                       23.07.2012 bis einschließlich 31.08.2012 
 
während der Dienststunden und nach Terminvereinbarung im Planungs- und Vermessungsamt der 
Stadt Hilden im Verwaltungsgebäude Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 440, zu jedermanns Einsicht 
aus. Dienststunden sind montags und freitags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, dienstags und 
mittwochs in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 
Uhr. 
Es wird darauf hingewiesen, dass während der Zeit der Auslegung Anregungen zu dem Planentwurf 
vorgebracht werden können. 
 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat  15. 21.    04.  19. 31.  12. 

Haupt- und Finanzausschuss   14.   20.   05.  21.  

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  23.    13.     23.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  09.    28.     08.  

Integrationsrat  02.    14.   20.  22.  

Jugendhilfeausschuss   01.   21.     29.  

Paten- und Partnerschaftsausschuss  27.       10.    

Personalausschuss  13.           

Rechnungsprüfungsausschuss    23.       12.  

Schul- und Sportausschuss   07.   27.      05. 

Sozialausschuss  08.    18.      03. 

Stadtentwicklungsausschuss 18. 29.  25. 30.   29. 26.  14.  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.   08.     30.   28.  
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Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB können nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt 
bleiben. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Nor-
menkontrollantrag) unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend 
macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rah-
men der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 des Bau-
gesetzbuchs) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen liegen mit aus: 
 
-  Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 236A vom 19.03.2012 (Büro ISR 

Stadt + Raum) 
- Artenschutzrechliche Potenzialabschätzung vom 20.03.2012 (ISR Stadt + Raum) 
-  Schreiben des Kreises Mettman vom 08.03.2012 
- Schalltechnisches Fachgutachten vom 02.04.2012 (TAC, Korschenbroich). 
 
Die bisher im Planverfahren eingegangenen umweltbezogenen Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sind auf Anfrage im 
Rathaus, Planungs- und Vermessungsamt, oder über den 
unten stehenden Pfad unter „SV 61/143“ einsehbar. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes inkl. Begründung und 
Umweltbericht kann mit den weiteren Unterlagen auch im 
Internet unter www.stadtplanung-hilden.de => Baupla-
nungsrecht (Verfahren zur Aufstellung, … von Bebauungs-
plänen) => Hilden-Mitte => 236A-00 eingesehen werden.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt 
wird hingewiesen.  
 
Unter Hinweis auf das Datenschutzgesetz wird ausdrücklich 
darauf aufmerksam gemacht, dass die Namen der Einsen-
der / Vortragenden von Anregungen sowie deren Inhalt in 
den Drucksachen für die öffentlichen Sitzungen des Rates 
und der Ausschüsse aufgeführt werden, soweit dieses die 
Einsender / Vortragenden nicht ausdrücklich verweigern. 
 
Hilden, den 19.07.2012 
Der Bürgermeister 
Thiele 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Hilden, den 19.07.2012 
Der Bürgermeister 
Thiele 

 
2. Berufung der Frau Ute Lucia Krall/CDU in den Rat der Stadt Hilden 

 
 
Der mit der Wahl am 30.08.2009 in den Rat gewählte Bewerber der CDU, Herr Martin Schulte, Köbe-
ner Str. 9, Hilden, hat mir als Wahlleiter für die Kommunalwahl in Hilden, entsprechend den Regelun-
gen des § 38 KWahlG, wirksam seinen Verzicht auf den Sitz im Rat der Stadt zum 1.9.2012 zur Nie-
derschrift erklärt.  
Damit ist der Verzicht wirksam geworden. 
Der Verzicht kann nicht widerrufen werden. 
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Herr Schulte, ist auf Grund des Kommunalwahlergebnisses vom 30.08.2009 in den Rat berufen wor-
den. Da für ihn und seinen Wahlbezirk nicht ausdrücklich eine Ersatzperson benannt worden ist, be-
stimmt sich die Nachfolge aus der Reihenfolge der Reserveliste der CDU (§ 45 KWahlG). Gleichzeitig 
bleiben von der Reserveliste diejenigen Bewerber und Bewerberinnen außer Betracht, die aus der Par-
tei, für die sie bei der Wahl aufgestellt waren, ausgeschieden oder in der gem. § 38 KWahlG vorge-
schriebenen Form auf ihre Anwartschaft verzichtet haben, oder gem. § 39 KwahlG die Vorausset-
zungen für die Wählbarkeit nachträglich entfallen sind. Dementsprechend ist folgende Bewerberin zur 
Nachfolge bestimmt: 
 
9. Ute Lucia Gertrud Krall 

Benrather Str. 62 
*1960 

 
Die Annahme-Erklärung liegt vor. 
 
 
Gegen diese Feststellung kann jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, die für das Wahlgebiet zu-
ständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie 
die Aufsichtsbehörde innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung dieser Feststellung Einspruch 
einlegen. 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter in Hilden, Am Rathaus 1, schriftlich einzulegen oder mündlich zur 
Niederschrift zu erklären. 
 
 
Hilden, den 19.07.2012 
 
 
Horst Thiele 
als Wahlleiter für die Kommunalwahl 

 
 
Bekanntmachung der Stadt Hilden Holding GmbH  
 

3. Jahresabschluss 2011 der Stadt Hilden Holding GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadt Hilden Holding GmbH hat am 02. Juli 2012 den Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2011 mit einer Bilanzsumme in Aktiva und Passiva von  57.156.820,53 € 
und mit  einem Jahresüberschuss von 431.324,48 € festgestellt. Der Jahresüberschuss wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragten Wirtschaftsprüfer/in 
Frau Tovar und Herr Gorgs, von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers AG, 
Düsseldorf, haben am 12. Juni 2012 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 12. Juli 2012 den fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang 
– unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadt Hilden Holding GmbH, Hilden, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung des Ge-
schäftsführers der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss  unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Geschäftsführers so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung  eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“ 
 
Düsseldorf, 12. Juni 2012 
PricewaterhouseCoopers AG, Düsseldorf 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 
 
Gemäß § 108 Abs. 3 Ziffer 1c der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen liegen Jahres-
abschluss und Lagebericht 2011 im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 235, bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme bereit. 
 
Hilden, den 19. Juli 2012 
Heinrich Klausgrete 
Geschäftsführer 
 
 
 
Bekanntmachung der Stadtmarketing Hilden GmbH 
 
 

4. Jahresabschluss 2010 der Stadtmarketing Hilden GmbH 
Die Gesellschafterversammlung der Stadtmarketing Hilden GmbH hat in ihrer Sitzung am 14.12.2011 
den Jahresabschluss des Geschäftjahres 2010 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 299.226,02 
Euro festgestellt. Der entstandene Jahresfehlbetrag wird, gemäß Gesellschaftsvertrag, aus der Kapital-
rücklage/Festbetragseinlage finanziert. 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfer Herr  
Rolf Becker, Becker & Partner Hilden, hat  am 31.03 2011 folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt: 

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang 
– unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadtmarketing Hilden GmbH für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung des Geschäftsführers 
der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss  unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Geschäftsführers so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung  eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 
 
Hilden, den 31.03.2011 

ROLF BECKER & Partner  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Gemäß § 108 Abs. 3 Ziffer 1c der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen liegen Jahres-
abschluss und Lagebericht 2010 im Büro der Stadtmarketing Hilden GmbH, Bismarckpassage 4, 
40721 Hilden, bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme bereit. 
 
Volker Hillebrand 
Geschäftsführer 
 

Bekanntmachung der Bezirksregierung Düsseldorf: 
 

5. Änderungsverfahren nach § 76 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW in Verbindung mit § 
20 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für die Errichtung und den 
Betrieb einer Rohrfernleitungsanlage zum Transport von gasförmigem Kohlenmonoxid von 
Köln-Worringen nach Krefeld-Uerdingen im Gebiet der Städte Köln, Monheim am Rhein, Langen-
feld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, Duisburg und Kre-
feld 
 
Die Bayer Material Science AG (BMS), Kaiser-Wilhelm-Allee 1, 51368 Leverkusen, nachfolgend An-
tragstellerin, hat bei der Bezirksregierung Düsseldorf einen Antrag auf Änderung des Planfeststel-
lungsbeschlusses für die Errichtung und den Betrieb einer Rohrfernleitungsanlage zum Transport von 
gasförmigem Kohlenmonoxid von Köln-Worringen nach Krefeld-Uerdingen vom 14.02.2007 gemäß § 
76 Absatz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) gestellt. Der Antrag vom 11.04.2011 wurde mit ak-
tualisierten Antragsunterlagen vom 21.06.2012 vervollständigt. Für die Durchführung des Planände-
rungsverfahrens gelten gem. § 20 Abs. 1, § 21 und § 22 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 72 Abs. 1, 1. Halbsatz und § 1 Abs. 3 VwVfG die §§ 72 bis 78 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW). 
 
Die Trasse der Rohrfernleitungsanlage verläuft durch die Kommunen Köln, Monheim am Rhein, Lan-
genfeld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, Duisburg und Krefeld. 
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In diesem Planänderungsverfahren ist die Bezirksregierung Düsseldorf die zuständige Behörde (Nr. 
7.8.1 des Anhangs II der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz [ZustVU]) für die Anhörung und die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Änderungsantrages. 
 
Die beantragten Planänderungen betreffen das Geo-Grid-System und das Kompensationsflä-
chenkonzept auf der gesamten Trasse, die Übergabestationen auf den Werksgeländen in Dor-
magen und Uerdingen, sowie Rohrmaterial, Mantelrohre und die Lage der Rohrfernleitung an 
einzelnen Stellen. 
 
Nach mehreren vorangegangen Planänderungen in nicht-öffentlichen Verfahren wurde festgestellt, 
dass die mit vorliegendem Antrag dargestellten Änderungen nicht solche von unwesentlicher Bedeu-
tung sind, sodass es gem. § 76 Abs. 1 VwVfG NRW eines Planfeststellungsverfahrens bedarf.  
Die Unterlagen zur Planänderung, einschließlich der Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsuntersu-
chung, sind öffentlich auszulegen. Die Öffentlichkeit erhält dadurch Gelegenheit, zu den geplanten Än-
derungen Stellung zu nehmen. Durch die Auslegung der Unterlagen zur Planänderung erfolgt gleich-
zeitig die Anhörung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 
UVPG in Verbindung mit § 73 Abs. 3, 4 bis 7 VwVfG NRW.  
Für das Verfahren besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gemäß § 3b UVPG.  
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
werden Grundstücke innerhalb des Gemeinde-/Stadtgebietes beansprucht. 
 
Die Unterlagen zur Planänderung (Beschreibungen, Nachweise und Zeichnungen), aus denen sich Art 
und Umfang der beabsichtigten Änderung sowie die Umweltauswirkungen (Unterlagen gemäß § 6 
UVPG) ergeben, liegen gemäß § 73 Abs. 3 bis 5 VwVfG NRW für die Dauer eines Monats in der Zeit 
 

vom 22.08.2012 bis einschließlich 21.09.2012 
 

während der Dienststunden und nach Terminvereinbarung im Planungs- und Vermessungsamt der 
Stadt Hilden im Verwaltungsgebäude Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 440, zu Jedermanns Einsicht 
aus. 
Dienststunden sind montags und freitags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, dienstags und mitt-
wochs in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
Die Unterlagen zur Planänderung liegen im gleichen Zeitraum in allen betroffenen Kommunen (Köln, 
Monheim am Rhein, Langenfeld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der 
Ruhr, Duisburg, Krefeld) zur Einsichtnahme aus. Die Auslegung wird durch die jeweilige Kommune 
vorher ortsüblich bekannt gemacht. 
Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Datenschutzes keine Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer natürlicher Personen; Name und Anschrift 
der Eigentümer der betroffenen Grundstücke werden beispielsweise nicht genannt. In den Planunterla-
gen werden die betroffenen Grundstücke nur mit Katasterangaben bezeichnet. 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach 
dem Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis einschließlich 05.10.2012, schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der o.g. Auslegungsstelle oder bei der Bezirksregierung Düsseldorf, - Dezernat 54 -, Cecilienallee 2 in 
40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenzeichens: 54.08.01.02) Einwendungen erheben. 
Die Einwendungen sollen eingehend begründet sein, betroffene Rechtsgüter bezeichnen und befürch-
tete Beeinträchtigungen benennen. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gem. § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Die Erhebung einer fristgerechten 
Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend gemachte Belang und die 
Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem lesbaren Namen 
und Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich.  
Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die Möglichkeit an, Einwendungen in rechtsverbindlicher elekt-
ronischer Form gemäß § 3a VwVfG NRW über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach 
(EGVP) zu senden. Eine einfache Mail erfüllt diese Anforderungen nicht und bleibt daher unberücksich-
tigt. 
Wegen der diesbezüglichen Zugangsvoraussetzungen wird auf die Internetveröffentlichung unter 
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen.  
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Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), gilt für das Verfah-
ren derjenige Unterzeichner als der Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen, 
seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner bezeichnet ist, soweit er 
nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine (einzelne) natürliche 
Person sein (vgl. § 17 Abs. 1 VwVfG NRW). 
Gleichförmige Eingaben, die die vorgenannten Angaben (Bezeichnung eines Vertreters) nicht deutlich 
sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten, oder deren Vertreter nicht eine na-
türliche Person ist, können unberücksichtigt bleiben. Hierüber entscheidet die Planfeststellungsbehörde 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Ferner werden gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt 
bleiben, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben 
(vgl. § 17 Abs. 2 VwVfG NRW). 
Rechtzeitig erhobene Einwendungen gegen den Plan werden in einem gesonderten Termin mündlich 
erörtert (Erörterungstermin). 
Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Eingaben der Ver-
treter, werden von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichti-
gungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Der Einwen-
der/ die Einwenderin kann sich im Erörterungstermin durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungs-
termin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht im Planänderungsverfahren dem Grunde nach zu 
entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädi-
gungsverfahren behandelt. 
Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbe-
hörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen 
sind. 
 
Düsseldorf, den 05.07.2012 
Bezirksregierung Düsseldorf 
- 54.08.01.02 - 
Im Auftrag 
gez. Sindram 
 
  
Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Hilden 

 
6. Hausanschlussuntersuchungen 2012, optische Kanalinspektion und –reinigung 

 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
Untersuchung von ca. 390 Grundstücksanschlussleitungen (SW und RW) und Sinkkastenan-
schlussleitungen mittels Satellitenfarbkamera einschl. Reinigung 
Beginn der Arbeiten: 38. KW 2012 
Fertigstellung: 52. KW 2012 
    
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 18.07.2012 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hil-
den, Am Rathaus 1, 40721 Hilden, per Post, per Fax (02103 / 72 625), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen können auf Wunsch per E-Mail versandt werden. Bei einem Versand 
per E-Mail entfallen die Verwaltungsgebühren. 
Bei Versendung per Post ist je Leistungsverzeichnis ein Entgelt in Höhe von 3 Euro je Exemplar zu 
entrichten. Eine Versendung von zwei Exemplaren erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch und bei Be-
zahlung des doppelten Entgelts.  Bei Postversand erhöht sich das Entgelt um 2 Euro. Das Entgelt wird 
nicht erstattet. Der Betrag ist in bar bei der Zentralen Vergabestelle oder bei der Sparkasse Hilden-
Ratingen-Velbert (BLZ 334 500 00) auf das Konto Nr. 34 300 566 der Stadtkasse Hilden unter Angabe 
des Kassenzeichens 0300.1000/12022 einzuzahlen. Achtung: Nur mit der korrekten Angabe die-
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ses Kassenzeichens ist eine Verbuchung Ihrer Zahlung möglich. Der Einzahlungsbeleg oder Ver-
rechnungsscheck ist der Anforderung beizufügen.  
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 08.08.2012, 10:00 Uhr, bei der Zentralen Vergabe-
stelle der Stadt Hilden eingehen. Der Eröffnungstermin findet am 08.08.2012, 10:00 Uhr, im Rathaus 
der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 107, statt. Es dürfen Bieter und ihre Bevollmächtigten anwe-
send sein. 
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch oh-
ne Abgabe eines Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe des 
Angebots nachzuweisen!) Andere Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abweichende Zah-
lungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen. Ne-
benangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ 
und quantitativ gleichwertig sein. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen, 
- Bescheinigung über die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträge (Unbedenklichkeitsbescheinigung), 
- Freistellungsbescheinigung zum Steuerabzug bei Bauleistungen, 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu 
  vergebenden Leistung vergleichbar sind , 

 - die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung stehende 
technische Ausrüstung, 

- das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal, 
- die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes, 
- Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 Beurteilungsgruppen „R“ und „I“. 
 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachgereicht 
werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird 
nicht akzeptiert. 
 
Nach §4 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW sind alle Bieter verpflichtet, eine Tariftreueerklä-
rung für eigene Mitarbeiter, für Mitarbeiter von eventuell eingesetzten Nachunternehmern sowie für 
eventuell entliehene Mitarbeiter abzugeben. (Dies gilt nicht für reine Lieferleistungen/Kauf) 
 
Die Bieter sind bis zum 31.08.2012 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/ Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebe-
stimmungen wenden kann:  Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 
40822 Mettmann, Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 
 

7. Kauf einer Solemischanlage mit GFK-Lagerbehälter 
 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
 
Die Stadt Hilden beabsichtigt, eine vollautomatische Solemischanlage zur Herstellung gebrauchsferti-
ger Natriumchlorid-Sole einschließlich a) Anschluss der Solemischanlage an ein vorhandenes Salzsilo 
und b) Errichtung eines stehend ausgeführten, mit der Solemischanlage verbundenen GFK-
Lagerbehälters (50.000 l) liefern und aufstellen zu lassen. 
 
Lieferung und Inbetriebnahme: bis spätestens 30.09.2012 
    
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 19.07.2012 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hil-
den, Am Rathaus 1, 40721 Hilden, per Post, per Fax (02103 / 72 625), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen können auf Wunsch per E-Mail versandt werden.  
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 14.08.2012/23.59 Uhr bei der Zentralen Vergabe-
stelle der Stadt Hilden eingehen.  
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Nebenangebote sind nicht zugelassen. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
� Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen 
� Verpflichtungserklärung zur Berücksichtigung sozialer Kriterien nach den Vorgaben des Tarif-

 treue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen. 
 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachgereicht 
werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird 
nicht akzeptiert. 
 
Die Bieter sind bis zum 31.08.2012 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/ Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebe-
stimmungen wenden kann:  
Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 Mettmann, 
Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 


